
im dritten Rom, tritt an die Stelle der 
heidnischen Imperialreligion die christli-
che Imperialreligion des Cäsaropapismus.
Der religiöse Inhalt wechselt, die politische
Struktur bleibt: die monolithische Einheit
des Staatswesens, das sich die Kirche ein-
verleibt und das sie als Gegenstand wie als
Instrument der Herrschaft behandelt.

Von der Glaubenseinheit 
zum Rechtsstaat
Auch die lateinische Welt hält an der staat-
lich-kirchlichen Einheit des Corpus Chris-
tianum fest. Doch die Einheit differenziert
sich aus zur Polarität von Imperium und
Sacerdotium, lädt sich auf mit innerer
Spannung, die in der Krise des Investitur-
streites dazu führt, dass Kaiser und Papst
ihre Sphären unterscheiden und die Reich-
weite des weltlichen wie des geistlichen
Schwertes abgrenzen müssen. Thomas
von Aquin betrachtet zwar wie Aristote-
les den Staat als societas perfecta; aber er re-
lativiert die Deutung, indem er dem Staat
die Kirche, ihrerseits als societas perfecta,an
die Seite stellt und die eine vollkommene
Gemeinschaft dem natürlichen, die an-
dere dem übernatürlichen Bereich zuord-
net.3 Damit setzen Entwicklungen ein, die
in der Neuzeit, als die Glaubenseinheit
zerbricht, zum Rückzug des Staates aus
der Sphäre der Religion führen, zur Be-
schränkung auf innerweltliche Aufgaben,
kurz: zu seiner Säkularisierung.4 Das Phä-
nomen der Säkularisierung lässt sich al-
lein im Kulturraum des lateinischen Chris-
tentums beobachten, nicht in dem der Or-
thodoxie, vollends nicht in dem des Islam.

Die Werte, auf die sich die Europä-
ische Union beruft – die Achtung der 
Menschenwürde, Freiheit, Demokratie,
Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die
Wahrung der Menschenrechte –, sind sä-
kulare Derivate des Christentums.1 Das
mag erstaunen, weil das Christentum an
sich keine politische Botschaft enthält.
Das Reich Gottes, das Christus verkün-
det, ist nicht von dieser Welt. Daher kann
kein irdischer Staat beanspruchen, die
Verheißung zu erfüllen und das endzeit-
liche Reich des Heils heraufzuführen.
Zwischen der diesseitigen Welt und dem
Reich Gottes besteht eine unaufhebbare
Differenz. Die Botschaft des Neuen Testa-
mentes ist weder konservativ noch pro-
gressiv zu verstehen. Sie dient weder
dazu, die bestehende Ordnung, noch
dazu, die Revolution zu legitimieren. 

Dennoch wirkt das Christentum, so wie
es in der Spätantike politische Wirk-
samkeit erlangt, kraft seines geistlichen
Anspruchs auf die bestehende staatliche
Ordnung ein und verwandelt diese von
Grund auf. Es sprengt die staatlich-religi-
öse Einheit, innerhalb deren Religion und
Kult im Dienst des Imperiums stehen, und
unterwirft die staatliche Herrschaft dem
Wort des Christentums: „Der größte Um-
schlag, der jemals vorgekommen.“2 Die
Revolution vollzieht sich freilich nicht im
ganzen Wirkungskreis des Christentums,
sondern allein in seiner westlichen, der la-
teinischen Hemisphäre. Sie erfasst nicht
die östliche Hemisphäre, die griechische
und die russische Orthodoxie. In Kon-
stantinopel wie in Moskau, im zweiten wie
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Doch bereits in der mittelalterlichen
Staat-Kirche-Polarität wird der christ-
liche Dualismus geschichtsmächtig: zwi-
schen Immanenz und Transzendenz, Pro-
fanem und Sakralem, Gesetz und Gewis-
sen.5 Die Unterscheidungen bringen in
der Neuzeit weitere, analoge Unterschei-
dungen hervor: zwischen Recht und Mo-
ral, zwischen Institution und Gesinnung,
zwischen Natur und Innerlichkeit, zwi-
schen Objektivität und Subjektivität. Die
Entzweiung, die vom Christentum aus-
geht, führt in ihren politischen Wirkun-
gen das Prinzip Gewaltenteilung herauf,
zunächst in der Beziehung von Staat und
Kirche, sodann in der von Staat und Ge-
sellschaft, schließlich im Innenbereich der
Staatsorganisation zwischen ihren ver-
schiedenen Funktionen. Die Gewalten-
teilung setzt die Herrschaft des Rechts 
als Idee voraus; sie bringt diese zu prak-
tischer Wirksamkeit. Die Entwicklung
mündet schließlich ein in den Verfas-
sungsstaat: den Typus des sektoralen, sä-
kularen, gewaltenteiligen Staates. Doch
provoziert sie auch den Antitypus des to-
talitären Staates, wie er, Ende des 18. Jahr-
hunderts inauguriert von den Jakobinern,
im 20. Jahrhundert zu voller Entfaltung in
den Totalitarismen von links und von
rechts gelangt.

Grenzen der Staatsgewalt
Von jeher akzeptiert die katholische Kir-
che nur den in seinen Zielen und Mitteln
begrenzten Staat. In allen politischen
Epochen bringt sie das Postulat ein von
vorgegebenen Grenzen der Staatsgewalt.
In den letzten Jahrhunderten wird sie im-
mer wieder mit politischen Totalitätsan-
sprüchen konfrontiert. Sie stellt dem ih-
ren Anspruch auf spirituelle und auf ins-
titutionelle Selbstbehauptung entgegen.
Darin bleibt sie sich im Wandel der Zeiten
treu. Wenn sie auch zuweilen Sukkurs
sucht bei einem autoritären Staat, so er-
kennt sie den totalitären Staat in allen sei-
nen Erscheinungen als ihren Feind, der,

unbegrenzt in seinen Zielen, hemmungs-
los in seinen Mitteln, jedwede Gewalten-
teilung rückgängig macht, auf den gan-
zen Menschen zugreift und selber Kirche
sein will, Kirche einer politischen Heils-
lehre.

Mit dem Christentum gerät jede irdi-
sche Ordnung unter Rechtfertigungs-
zwang vor einer transzendenten Ord-
nung, die ihr unverfügbar vorgegeben ist.
Der Christ akzeptiert den Staat, wie im-
mer er verfasst ist, nur deshalb, weil er
seine Gewalt von Gott empfängt. Er leis-
tet ihm den bürgerlichen Gehorsam, doch
nicht aus Furcht vor dessen Sanktionen,
sondern aus Einsicht in die Anordnung
Gottes (Röm. 13). Diese aber ist nicht nur
Grund, sondern auch Grenze der Staats-
gewalt. Die bürgerlichen Pflichten enden
am Widerstandsrecht, das der Christ sich
vorbehält, weil er Gott mehr gehorchen
muss als den Menschen (Apg. 5, 29). 
In der Transzendenzperspektive gewinnt
der Christ geistige Freiheit gegenüber der
diesseitigen Autorität. Er akzeptiert sie
nicht, weil sie selbst es will, sondern weil
Gott es will. Die christliche Rechtferti-
gung des Staates bedeutet seine Relativie-
rung. Der Christ gehorcht ihm, indem er
zu ihm auf Distanz geht. Der christliche
Letztvorbehalt gegenüber menschlichen
Normen, wie er in der Clausula Petri (Apg.
5, 29) aufscheint, ist theonom begründet.
In der Geschichte war es lange Zeit die
Kirche, die der Obrigkeit und dem Bürger
interpretierte, was Gottes Wille, mithin
was Staats- und was Bürgerpflicht sei,
wann Normalfall und wann Wider-
standsfall bestehe. Doch spricht Gott auch
unvermittelt zum Einzelnen im Anruf des
Gewissens. In der theonomen Rechtferti-
gung des Staates liegt der Keim zu seiner
säkular-autonomen Rechtfertigung aus
der Subjektivität des Individuums.

Begründung der Menschenwürde
Im Menschenbild des Christentums, das
auf Schöpfung und Erlösung gründet,
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sind wesentliche Züge der modernen
Menschenrechte angelegt: die Einheit des
Menschengeschlechts, das auf einen ge-
meinsamen Ursprung zurückgeht, die
Gleichheit aller, die von Gott erschaffen
sind, die Einmaligkeit jedes einzelnen
Menschen, in dem sich ein Gedanke Got-
tes verkörpert, seine Personalität und Ei-
genverantwortung.

Die Schöpfungs- und Erlösungslehre
begründet die Würde des Menschen, und
zwar nicht nur für das Abstraktum
Menschheit, sondern für jeden Einzelnen,
der geschaffen und erlöst, zum ewigen
Heile berufen und deshalb zu irdischer
Bewährung gehalten ist.6 Die dignitas hu-
mana kommt dem Menschen als Person
zu. Die dignitas gründet im göttlichen Ur-
sprung des Menschen und in der Mensch-
werdung Gottes. Die Staatsphilosophie
kann sie postulieren, nicht aber ableiten,
weil der Grund der Würde, die dem Men-
schen unverlierbar und unverfügbar ei-
gen ist, nicht in ihm selber liegen kann.7

Die Entsprechung des christlichen
Menschenbildes mit den modernen Men-
schenrechten darf jedoch nicht als Kon-
gruenz verstanden werden. Das Christen-
tum zeigt den Menschen in seiner Bezie-
hung zu Gott. Diese aber präjudiziert nicht
ohne weiteres die Beziehung zur Staats-
gewalt. Die Theologie der Willensfreiheit
zieht nicht die Anerkennung grundrecht-
licher Willensfreiheit nach sich, wie auch
die Prädestinationslehre kein Argument
zugunsten einer autokratischen Staats-
form abgibt. Dennoch liegt die Analogie
von transzendenten auf immanente Vor-
stellungen nahe. Die individualistischen
Momente, welche die Beziehung zu Gott
prägen, strahlen auf die innerweltlichen
Beziehungen aus. Eine tatsächliche Affi-
nität des Christentums zur Demokratie
amerikanischer Art wird schon von 
Tocqueville festgestellt: Christen, deren
religiöses Gemüt von Wahrheiten des 
Jenseits zehre, erwärmten sich „für die
Freiheit des Menschen, die Quelle aller

sittlichen Größe. Das Christentum, das alle
Menschen vor Gott gleich werden ließ,
wird sich nicht dagegen sträuben, dass alle
Bürger vor dem Gesetz gleich werden.“8

Die Freiheitsidee 
und die Rolle der Kirche
Die Kirche verband sich freilich im Mit-
telalter mit patriarchalischen Gewalt-
verhältnissen und mit universalistischem
Staatsdenken. In der Neuzeit aber brach
sich der Individualismus politische Bahn.
Der Einzelne beanspruchte die Freiheit,
sich von hergebrachten Autoritäten und
aus tradierten Ordnungen zu emanzipie-
ren, auch von der kirchlichen Autorität,
die einen Bestandteil jener alten Ordnun-
gen bildete. Sie verteidigte diese lange
Zeit gegen die Ideen der französischen
Revolution, gegen die Ideen der Men-
schenrechte und der Demokratie. Es war
ein sehr langer, mühseliger, für alle Betei-
ligten leidvoller Prozess, in dem die Kir-
che erst spät lernte, diese Ideen von der li-
beralen Intransingenz und von der Jako-
binerideologie ihrer Verfechter zu unter-
scheiden, die genuin christliche Substanz
der Ideen zu erkennen, mit ihnen zum
Ausgleich zu finden und sie sich zu eigen
zu machen.9 Der letzte Akt der Versöh-
nung war das Bekenntnis des Zweiten
Vatikanischen Konzils zur Religionsfrei-
heit.

Die Rolle der Kirche in der Wirkungs-
geschichte der Freiheitsidee ist also am-
bivalent. Sie hat den Entwicklungspro-
zess der Menschenrechte behindert, und
sie hat ihn gefördert. Das Urteil wechselt
mit dem jeweils gewählten Abschnitt 
der Geschichte. Doch auch dort, wo sie,
bei unhistorischer Rückprojektion heuti-
ger Maßstäbe, sich im krassesten Wider-
spruch zu den Menschenrechten befand,
bei den Ketzerverbrennungen, als sie
dem Häretiker weder die Gewissensfrei-
heit zuerkannte noch das Recht auf Le-
ben, achtete sie den geistlichen Kern sei-
ner Person, maßte sie sich nicht an, über
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sein ewiges Heil zu verfügen und dem
Spruch Gottes vorzugreifen. Gewissens-
freiheit im menschenrechtlichen Sinne
war das nicht. Vor dem Ketzergericht bot
die Berufung auf die Gewissenspflicht
keinen Rechtfertigungsgrund. Doch sie
wies auf die Rechtfertigung vor Gott. Da-
rin aber ist der Kern des christlichen und
der Keim des staatsethischen Indivi-
dualismus bezeichnet: Der Einzelne steht,
kraft seines Gewissens, wenn es um die
letzten Dinge geht, unmittelbar zu Gott.
Er ist insoweit nicht auf Vermittlung
durch irdische Instanzen angewiesen.
Dem Gewissen vermag auch der Scheiter-
haufen nichts anzuhaben. Es bildet den
unzerstörbaren und den unverfügbaren
Grund der Person. Auf diesem religiösen
Grund erwächst der Anspruch auf sittli-
che und auf rechtliche Autonomie auch
gegenüber den Institutionen des Dies-
seits,10 auch gegenüber der Kirche. 

Die jüdisch-christliche Religion enthält
in sich vielfache Kräfte der Aufklärung.
Sie ergeben sich schon aus dem Gottes-
bild. Da Gott sich als Geist offenbart, hat
die Dingwelt nicht göttlichen Charakter.
Sie ist weltlich und so dem Zugriff des
Menschen verfügbar. Die Religion bannt
die magische Angst vor der Natur, ent-
zaubert die Erde und fordert den Men-
schen auf, sie sich untertan zu machen. Sie
entbindet Zuwendung zur Welt im Han-
deln wie im Erkennen, Aktivität und Ra-
tionalität. Aufklärerisch ist auch die neu-
testamentarische Kritik am äußerlichen,
verkrusteten Verständnis des Gesetzes.

Aktivität und Rationalität sind We-
senszüge des modernen Staates, der dazu
organisiert und mit Blankovollmacht aus-
gestattet ist, dass er den jeweiligen Erfor-
dernissen des Gemeinwohls situationsge-
mäß und wirksam Genüge tut.11 Dennoch
ist seine Kompetenz, die Leistungen zu
erbringen, die das Gemeinwohl erfordert,
nur subsidiär. Die primäre Gemeinwohl-
kompetenz fällt den Bürgern und freien
Verbänden zu. Das Gemeinwesen, das

seinen Bestand wie sein Gedeihen auf die
private und die politische Freiheit seiner
Bürger gründet, baut auf ihre Initiati-
ve, Leistungsbereitschaft und Tüchtigkeit
und vertraut auf ihre praktische Ver-
nunft. Der Wille zur Aktivität des Indivi-
duums und das Vertrauen in seine Ratio-
nalität leiten denn auch den Emanzipa-
tionsdrang, der die politische Moderne
kennzeichnet.

Verortung im Diesseits
Auswirkungen des Christentums auf die
säkulare Mentalität werden deutlich im
Kontrast zum Hinduismus. Wenn im
Glauben an die Wiedergeburt das Leben
als wiederholbar erscheint, entsteht eine
Seelenverfassung des Gleichmuts und
der Gleichgültigkeit angesichts der Da-
seinsprobleme, eine lethargische Kultur
der stehenden Zeit in der ewigen Wieder-
kehr des Gleichen. Der christliche Glaube
an die Einzigkeit des Lebens als diessei-
tige Bewährung für das ewige Heil gibt
das Kairós-Bewusstsein; die knappe,
rasch und unwiederbringlich verrinnen-
de Lebenszeit ist hier und heute optimal
zu nutzen: als Anstrengung des Läufers
in der Rennbahn, als Vorsorge des Bauern
für den Tag der Ernte – alles freilich im
Blick auf das transzendente Ziel, nicht
aber auf die irdischen Güter, die Rost und
Motten verzehren. Doch jenseitsorien-
tierte Aktivität, Werkfrömmigkeit und
Spiritualität kehren sich in der Neuzeit
auf diesseitige Ziele, schlagen um in Ent-
deckungsdrang, Unternehmerinitiative,
Arbeitsethos, innerweltliche Askese.12 Die
christliche Einsicht, dass auf Erden kein
Paradies herstellbar ist, bedeutet nicht
Resignation und heiligt nicht Quietismus.
Sie hebt die Pflicht des Christen nicht auf,
sich hier und heute in der Welt, wie sie ist,
zu bewähren, wohl aber läutert sie die ir-
dischen Hoffnungen und Enttäuschun-
gen, wenn sie zeigt, dass das Ziel der 
Vollkommenheit niemals erreicht wer-
den kann, obwohl die Lebensaufgabe im
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Diesseits darin besteht, es nach Kräften
anzustreben.

Der moderne Staat, der das mittelalter-
liche Feudalwesen ablöst, übernimmt 
von der katholischen Kirche das Prinzip
des Amtes, das diese ihrerseits dem re-
publikanischen Erbe Roms entnommen
und sich anverwandelt und schöpferisch 
fortentwickelt hat.13 Das Amt umfasst ei-
nen rechtlich definierten Ausschnitt von
staatlichen Befugnissen, die ihrem Inha-
ber zur treuhänderischen Ausübung im
ausschließlichen Dienst und Interesse der
Allgemeinheit überantwortet werden, un-
ter Ausschluss des privaten Eigennutzes
des Inhabers und seiner subjektiven Ei-
genmacht. Im Amt verwandelt sich die
Handlungsmacht der Organisation in die
persönliche Pflicht des Inhabers. Potestas
wird officium.Das Amt ist der kleinste Bau-
stein der verfassungsstaatlichen Organi-
sation. An das Prinzip des Amtes knüpft
die rechtsstaatliche Bindung der Staatsge-
walt, die föderale Kompetenzverteilung,
die demokratische Legitimation.14

Mit dem Amtsgedanken vermittelt 
die Kirche antikes Staatsethos, dass Herr-
schaft nicht im Eigeninteresse des Herr-
schenden ausgenützt werden darf und
das gute Gemeinwesen durch das Ge-
meinwohl konstituiert wird: res publica res
populi. Die Kirche sichert europäische
Kontinuität und wirkt mit, das staatsethi-
sche Fundament des modernen Staates zu
legen: dass legitim nur die staatliche
Herrschaft für das Volk ist. Dieses repu-
blikanische Prinzip geht dem demokrati-
schen Prinzip voraus, dass legitim ist nur
die Herrschaft durch das Volk.15 Der mo-
derne Staat findet in der Kirche auch sein
Organisationsmodell: die zweckratio-
nale, hierarchisch strukturierte Anstalt.

Zwischen Christentum und Verfas-
sungsstaat besteht aber nicht allein ein

historischer, sondern auch ein aktueller
Wirkungszusammenhang. Der Verfas-
sungsstaat lebt weiter auf dem europä-
ischen Kulturboden, auf dem er entstan-
den ist, aus dem Humus seiner Ge-
schichte, und er zehrt von den Substan-
zen, zu denen das Christentum gehört,
das diesen Boden im Laufe der Jahrhun-
derte durchdrungen und geprägt hat.16

Hier kommt es nicht darauf an, wie weit
sich die Gesellschaft von der Religion ih-
rer Herkunft gelöst hat. Die Herkunft aus
dem Christentum ist ihr unablöslich mit-
gegeben, auch ohne dass sie sich deren er-
innern und sich zu ihr bekennen müsste,
auch dann, wenn sie gegen die Herkunft
aufbegehrt und sich aus ihr emanzipiert.
Säkularisiert und vielfältig vermittelt,
wirken christliche Momente in Psyche
und Verhalten der Gesellschaft, in Ethos
und Normen.

Damit aber wirken sie auch auf die In-
stitutionen des freiheitlich verfassten Ge-
meinwesens ein. Diese sind abhängig
von Voraussetzungen, die ihrem Zugriff
nicht unterliegen.17 Sie gründen auf der
Freiheit der Bürger, und was ihnen an
Ordnungsmacht zukommt, geht aus de-
ren Leistungen hervor, die sie, aufs
Ganze gesehen, nicht erzwingen und
nicht ersetzen können. Daher stehen und
fallen sie damit, dass die Bürger, wenn
nicht in der Absicht, so doch im Effekt,
von ihrer Freiheit einen gemeindien-
lichen Gebrauch machen. Die Erwartun-
gen des modernen Staates richten sich
auf Aktivität, Tüchtigkeit, Ethos der Bür-
ger, auf Potenzen der Moral und der Re-
ligion, in ihnen auf das christliche Erbe.
Doch das Erbe wäre rasch verbraucht,
wenn es sich nicht stetig erneuerte und
mehrte und wenn die religiöse Quelle
versiegte, aus deren Aufkommen der sä-
kulare Staat schöpft.
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